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tdll~ Nstiofl:1lrate tl XV. '-,cutl\~"bu[laapcriodl! 

Anfrage 

der Abgeordneten DR. Ill\IDER Jörg 

an den Herrn Bundesminister für Justiz 

betr~ffendNiederschlagung von Gerichtsverfahren gegen !\ngehörige der 

slowenisc~en Volksgruppe in Kärnten 

Wie bekaTU1t wurde, hat der Herr Bundespräsident auf Vorschlag des Herrn 

Bundesministers für Justiz vier seit längerer Zeit anhängige strafgerlcht­

liche Verfahren gegen sieben Angehörige der slo1.'ienischen VolksgTh"ppe in 

Kärnten niedergeschlagen. Diese 'v~ren angeklagt i.;orden, Sdunieraktionen in 

SüdkäIllten durchgeführt zu haben, ~wodurch Sachschäden in der Höhe von über 

S 100.000,-- entstanden waren. 

Der Verfassungsdienst der Kärntner Landesregierung hat unter der Aktenzahl 

verf-21/7/19S0 zu diesem Problem u.a·. fOlgendennaßen Ste1ltmg genormr..en: 

"nie problematischeste Fonn dieses Gnadenrec:hts ist Z\.;eifellos die von den 

SlO\venenvertretern geforderte Abolution. Die Strafrechtspflege hat jeden­

falls auch den Sinn, daß in einem öffentlichen Verfahren Verfehltmgen g~en­

über dem Strafgesetz geklärt tmd deren Hintergrunde aufgedeckt werden ... 

Einer der fundamentalsten Grundsätze unserer Rechtsordnlmg ist es, daß vor 

dem Gesetz alle Bürger gleich zu sein haben. Angehörigc:n.einer Gruppe - hier 

der slo\ljenischen Volksgruppe in Kärnten - eine Sonderstellung einzuräumen, 

ihnen damit unsimrige Straftaten zu erlauben, kann keinestvegs einen Beitrag 

zu einem problemlosen Verhäl tnisZ\dschen :t-1ehrhei t und r.:i.nderhei t darstellen." 

. 
Die unterzeichneten Abgeordneten richten daher an den Herrn Bundesminister 

für Justiz die 

Anfrage: 

1. Welche Gründe ,varen maßgebend) daß es ztnnVorschlae (br Nicclcrschlagtmg 

der strafgerichtlichen Verfahren gegen sieben Angehöri.gr.; der slm·:enischen 

Volksgn.'l'pe in Känlten gekommen ist? 

2. IrnviCl\'ei t \oJUrde die Stellungnahme des Verfassungsdienstes der K~ilntner 

Lanc1esrcgicnmg bei der Beurteilung der Situation mi teinbezogen? 

Wien, 1980-03-19 
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